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Kassensystem kann erforderliche kostenfrei zu überlassene Unter-
lage sein

Die von einem Unternehmer dem Handelsvertreter per Datenfernübertragung 
übermittelten Preisdaten betreffend Agenturwaren stellen erforderliche Unterla-
gen (Preisliste) im Sinne des § 86a Abs. 1 HGB dar. Bedient sich der Unternehmer zur 
Übermittlung solcher Preisdaten eines bestimmten, hierfür eingerichteten Systems, 
das er dem Tankstellenhalter (Handelsvertreter) für den Empfang und die Verarbei-
tung dieser Daten zur Verfügung stellt, so muss er insoweit dieses (Kassen-)System 
dem Tankstellenhalter kostenfrei überlassen. Dass das Kassensystem im Übrigen 
Funktionen erfüllt, die dem regelmäßigen Geschäftsbetrieb des Tankstellenhalters 
zuzurechnen sind, dessen Kosten er selbst zu tragen hat, hindert die Einstufung der 
unter Benutzung des Kassensystems übermittelten Preisdaten als erforderliche 
Unterlagen im Sinne von § 86a Abs. 1 HGB nicht. Haben die Parteien vertraglich für 
das Kassensystem eine nicht näher aufgeschlüsselte Vergütung vereinbart, ist der 
Umfang der Kostenfreiheit allerdings durch eine ergänzende Vertragsauslegung zu 
ermitteln.

BGH, Urteil vom 17. November 2016 – VII ZR 6/16

Nach § 86a Abs. 1 HGB hat der Unternehmer dem Handelsvertreter die zur Ausübung 
seiner Tätigkeit erforderlichen Unterlagen, wie Muster, Zeichnungen, Preislisten, Werbe-
drucksachen, Geschäftsbedingungen, zur Verfügung zu stellen. Die Aufzählung in § 86a 
Abs. 1 HGB ist nur beispielhaft und nicht abschließend. Von dem weit zu verstehenden 
Begriff der Unterlage wird alles erfasst, was dem Handelsvertreter zur Ausübung seiner 
Vermittlungs- oder Abschlusstätigkeit - insbesondere zur Anpreisung der Waren bei dem 
Kunden - dient und aus der Sphäre des Unternehmers stammt. Der Unternehmer hat 
dem Handelsvertreter nach § 86a Abs. 1 HGB solche Unterlagen zur Verfügung zu stellen, 
auf die der Handelsvertreter zur Vermittlung oder zum Abschluss der den Gegenstand 
des Handelsvertretervertrags bildenden Verträge angewiesen ist. Als derartige Unterlage 
kann auch (Vertriebs-)Software einzustufen sein. Bei der Verpflichtung zur Zurverfügung-
stellung der erforderlichen Unterlagen im Sinne des § 86a Abs. 1 HGB handelt es sich um 
eine Bringschuld des Unternehmers.

Erforderliche Unterlagen im Sinne des § 86a Abs. 1 HGB sind dem Handelsvertreter nach 
allgemeiner Meinung kostenfrei zur Verfügung zu stellen. Insbesondere hat der Handels-
vertreter keine Kosten für die Übersendung zu tragen. Hingegen trägt der Handelsvertre-
ter nach § 87d HGB - soweit nicht ein Aufwendungsersatz durch den Unternehmer han-
delsüblich ist - die in seinem regelmäßigen Geschäftsbetrieb entstehenden Aufwendun-
gen grundsätzlich selbst; hierzu gehören die eigene Büroausstattung und alle sonstigen 
Kosten des eigenen Betriebs und der Repräsentation gegenüber den Kunden.

Ist der Handelsvertreter auf bestimmte, aus der Sphäre des Unternehmers stammende 
Informationen zur Vermittlung oder zum Abschluss der den Gegenstand des Handels-
vertretervertrags bildenden Verträge und auf diesbezügliche Unterlagen angewiesen, so 
kann der Unternehmer der sich aus § 86a Abs. 1 HGB ergebenden Verpflichtung zur Zur-
verfügungstellung der insoweit erforderlichen Unterlagen grundsätzlich auf unterschied-
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liche Weise nachkommen. Hat der Unternehmer in dem Zeitraum, für den der Handels-
vertreter Rückforderung verlangt, die genannten Informationen mittels bestimmter Un-
terlagen übermittelt, so steht der Erforderlichkeit dieser Unterlagen nicht entgegen, dass 
die Informationsübermittlung in diesem Zeitraum möglicherweise auch auf andere Weise 
mittels anderer Unterlagen hätte erfolgen können.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze – so die Richter des 7. Senates des BGH - habe 
der beklagte Mineralölkonzern dem auf Rückzahlung der monatlichen Kassenpacht kla-
genden Tankstellenhalter im Rückforderungszeitraum zur Ausübung der Tätigkeit als 
Handelsvertreter erforderliche Unterlagen im Sinne von § 86a Abs. 1 HGB zur Verfügung 
gestellt.

Bei den von dem Beklagten unter Benutzung des Kassensystems per Datenfernübertra-
gung übermittelten Preisdaten betreffend die Agenturwaren, insbesondere die Kraftstof-
fe, handele es sich um zur Ausübung der Tätigkeit des Klägers als Handelsvertreter erfor-
derliche Unterlagen im Sinne von § 86a Abs. 1 HGB.

Der Kläger seit als Handelsvertreter für die Vermittlung und den Abschluss der den Ge-
genstand des Handelsvertreterverhältnisses bildenden Kaufverträge betreffend Agentur-
waren, insbesondere Kraftstoffkaufverträge, auf eine Übermittlung der Preise seitens der 
Beklagten und auf diesbezügliche Unterlagen angewiesen. Ohne die (zeitnahe) Übermitt-
lung der jeweils aktuellen Preise und ohne diesbezügliche Unterlagen könne der Kläger 
seine Vermittlungs- und Abschlusstätigkeit bezüglich des Verkaufs von Agenturwaren, ins-
besondere Kraftstoffen, nicht vertragsgemäß ausüben. Die Preise seien für den Abschluss 
der Verträge unerlässlich. Beim Verkauf von Kraftstoff ist die Werbung mittels Preisanga-
ben zudem ein zentrales Element der Kundenwerbung.

Die Übermittlung der Preise der Agenturwaren, insbesondere der Kraftstoffpreise, unter 
Benutzung des hierfür eingerichteten Kassensystems per Datenfernübertragung, wie sie 
im Rückforderungszeitraum erfolgt sei, stelle ein hinreichendes Äquivalent zu der in § 86a 
Abs. 1 HGB beispielhaft aufgeführten - für den Handelsvertreter kostenfreien - Zurverfü-
gungstellung von herkömmlich auf Papier erstellten Preislisten dar. Insoweit gehe es bei 
dem Kassensystem nicht nur um eine dem regelmäßigen Geschäftsbetrieb zuzurechnen-
de, vom Kläger grundsätzlich selbst zu finanzierende Büroausstattung. Dass das Kassen-
system nach den Feststellungen des Berufungsgerichts im Übrigen Funktionen erfülle, die 
dem regelmäßigen Geschäftsbetrieb des Tankstellenhalters zuzurechnen seien, hindere 
die Einstufung der unter Benutzung des Kassensystems übermittelten Preisdaten als er-
forderliche Unterlagen im Sinne von § 86a Abs. 1 HGB nicht.
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Der vorstehenden Beurteilung des Kassensystems stehe auch nicht entgegen, dass es 
die Beklagte ist, die unter Benutzung des Kassensystems per Datenfernübertragung die 
Preise für die Kraftstoffe der Kasse vorgebe und am Preismast und an den Zapfsäulen ein-
stelle. Dies ändere nichts daran, dass der Kläger zur Vermittlung und zum Abschluss der 
den Gegenstand des Handelsvertreterverhältnisses bildenden Kaufverträge betreffend 
Agenturwaren, insbesondere Kraftstoffkaufverträge, auf die von der Beklagten vorgege-
benen Preise und auf diesbezügliche Unterlagen angewiesen sei. Denn die genannten 
Verträge werden an der vom Kläger betriebenen Tankstelle geschlossen; die Preise seien 
als essentialia negotii für die Vertragsabschlüsse unerlässlich.

Die Vergütungsvereinbarung – Kassenpacht - gemäß dem zwischen den Parteien ge-
schlossenen Nachtrag zum Tankstellen-Agentur-Vertrag sei damit nach § 86a Abs. 3 HGB 
unwirksam, soweit mit der vereinbarten Kassenpacht die vorstehend erörterte Teilfunk-
tion des Kassensystems betreffend die Übermittlung der Preise der Agenturwaren abge-
golten werde.

Erforderliche Unterlagen im Sinne des § 86a Abs. 1 HGB seien dem Handelsvertreter ko-
stenfrei zur Verfügung zu stellen. Eine gegenteilige Vergütungsvereinbarung, mit der eine 
Vergütung für die Zurverfügungstellung derartiger Unterlagen vereinbart werde, sei ge-
mäß § 86a Abs. 3 HGB unwirksam, wobei die vertragliche Verpflichtung zur Zurverfügung-
stellung dieser Unterlagen wirksam bleibe.

Die Unwirksamkeit gemäß § 86a Abs. 3 i.V.m. Abs. 1 HGB beziehe sich allerdings nur auf 
denjenigen Teil der Gesamtvergütung (Kassenpacht), mit dem die vorstehend erörterte 
Teilfunktion des Kassensystems betreffend die Übermittlung der Preise der Agenturwa-
ren abgegolten werde, nicht hingegen auf denjenigen Teil der Gesamtvergütung, mit dem 
andere Funktionen des Kassensystems (z.B. Erstellung von Tagesabrechnungen, Umsatz-
steuererklärungen, betriebswirtschaftliche Auswertungen etc.) abgegolten werden. Die 
Vergütungsvereinbarung gemäß dem geschlossenen Nachtrag sei unbeschadet des Feh-
lens einer Aufschlüsselung der Gesamtvergütung in dieser Vereinbarung grundsätzlich 
in dem Sinne teilbar, dass eine Teilvergütung als selbständige Regelung Bestand haben 
kann.

Die Teilunwirksamkeit einer Vergütungsvereinbarung, mit der eine nicht aufgeschlüsselte 
Gesamtvergütung vereinbart werde, könne die Gesamtunwirksamkeit der Vergütungs-
vereinbarung nach sich ziehen. Aus einer ergänzenden Vertragsauslegung könne sich 
indes Abweichendes ergeben Im vorliegenden Zusammenhang könne dahinstehen, ob 
es sich bei der Vergütungsvereinbarung gemäß Nachtrag vom 30. Dezember 2004 um 
eine Individualvereinbarung oder um eine von der Beklagten gestellte - wegen Verstoßes 
gegen zwingendes Recht (§ 86a Abs. 3 HGB) kontrollfähige - Allgemeine Geschäftsbedin-
gung handele. Denn eine ergänzende Vertragsauslegung komme grundsätzlich sowohl 
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Die Beratung im Vertriebsrecht insbesondere auch die Vertragsprüfung ist eine der we-
sentlichen Leistungen der CDH Organisation für Mitglieder. Nähere Informationen unter:  
www.cdh.de/leistungen/beratung 
Das Urteil ist für eine Veröffentlichung in der Rechtsprechungssammlung HVR-Online vorgese-
hen, die unter www.cdh-wdgmbh.de bestellt werden kann.

im Rahmen des § 139 BGB bei Teilunwirksamkeit einer Vereinbarung, mit der eine nicht 
aufgeschlüsselte Gesamtvergütung vereinbart werde, als auch bei Unwirksamkeit einer 
entsprechenden Preisabrede in Allgemeinen Geschäftsbedingungen in Betracht.

Nach dem gegenwärtigen Sach- und Streitstand könne allerdings nicht beurteilt werden, 
ob und in welchem Umfang die Vergütungsvereinbarung wirksam sei. Denn dem Senat 
sei eine - bisher unterbliebene - ergänzende Vertragsauslegung unter Berücksichtigung 
des mutmaßlichen Parteiwillens mangels hinreichender Feststellungen nicht möglich.

Die Sache wurde insoweit an das Berufungsgericht zurückverwiesen.


